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schaft noch mehr Kontur zu geben. Ne-
ben den etwa 70 Teilnehmenden vor
Ort konnten auch Nicht-Angereiste via
Internet die Konferenz am 12. Dezem-
ber live verfolgen. Nach den Grußwor-
ten vom Wirtschaftsminister Wolfgang
Tiefensee und des Landesdatenschutz-
beauftragten Dr. Lutz Hasse folgten
hochkarätige Vorträge von Frank Rie-
ger (Ko-Sprecher des Chaos Computer
Club) zum Internet als Bestandteil ei-
ner modernen Daseinsvorsorge und
von Anne Wizorek zum Thema Gender
und Web mit dem Schwerpunkt auf
Hass-Postings und virtuelle Gewalt.

In vier Arbeitsgruppen wurden zu
Fragen des Datenschutzes, der digita-
len Bildung und Arbeitswelt sowie des
ländlichen Raums im digitalen Zeitalter
diskutiert und Forderungen an die Poli-
tik entwickelt. Ins Abschlusspodium
flossen die Ergebnisse der Workshops
dann direkt ein: die drei Netzpolitike-
rinnen von Rot-Rot-Grün diskutierten
mit den zuständigen Staatssekretären
aus dem Wirtschafts- und dem Finanz-
ministerium unter der Moderation der
Netzaktivistin Julia Schramm entlang
der erarbeiteten Resultate über Aufga-
ben und Möglichkeiten der Landespoli-
tik. Hier wurde neben vielen Überein-
stimmungen auch deutlich, dass gera-
de das Wollen der rot-rot-grünen Netz-
politikerinnen immer wieder auch ein
wenig an den Mühlen der (ministeria-
len) Bürokratie hängen zu bleiben
scheint.

Welches Fazit lässt sich also ziehen
nach zwei Jahren R2G-Netzpolitik? 

Einiges ist auf dem Weg, aber es sind
auch noch größere Baustellen abzuräu-
men. Die Einladung des Wirtschafts-
staatssekretärs Georg Maier, sich in
den Entwicklungsprozess der Digitali-
sierungsstrategie dieses Jahr in zahl-
reichen Foren einbringen zu können,
scheint hier ein erster guter Weg zu
handfesten Lösungen zu sein.
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Die Konferenzmitschnitte finden sich
unter http://www.die-linke-thl.de/the-
men/themen_a_z/a_d/digital_konfe-
renz_r2g/ zum Nachschauen.  

Dass die Digitalisierung unserer
Gesellschaft vielfältige Auswirkun-
gen nach sich zieht, ist inzwischen
unstrittig. Enthusiasten feiern, dass
zukünftig alle Geräte und Maschi-
nen intelligent und sich weitgehend
selbststeuernd werden – vom Indu-
strielaser bis zum heimischen Kühl-
schrank. Kritiker warnen vor unkon-
trollierbaren Auswirkungen, etwa
durch die Anhäufung enormer Da-
tenmengen über unser Nutzerver-
halten (Big Data) oder eine extrem
flexibilisierte Arbeitswelt voller So-
lo-Selbstständiger, die durch keinen
Tarifvertrag mehr geschützt werden
können und deren Selbstständig-
keit vor allem Selbstausbeutung be-
deutet.

Positive wie negative Effekte sind –
wie bei jeder neuen Entwicklung –
nachweisbar. Die Beschleunigung un-
serer Kommunikation lässt junge Men-
schen fragen, wie denn ihre Eltern oh-
ne Internet überhaupt haben leben
können, gleichzeitig leiden immer
mehr Menschen im Beruf unter stress-
bedingten Krankheitsbildern, und Ge-
heimdienste und große Internetkonzer-
ne freuen sich über die Datenspuren
eines jeden in der digitalen Welt. 

Eines ist klar: Politik hat die Aufgabe,
Rahmenbedingungen zu setzen, die
neue Entwicklungen nicht verhindern,
jedoch Eingriffe in Bürgerrechte und
andere Gefahren von den Nutzenden
aber auch Unternehmen (Stichwort:
Wirtschaftsspionage) fernhalten. 

Rot-Rot-Grün (digital-klassisch auch
kurz R2G genannt) hat sich schon
2014 bei der Regierungsbildung mit ei-
nem Ministerium für Wirtschaft, Wis-

senschaft und Digitale Gesellschaft zu
dieser politischen Verantwortung be-
kannt. Seitdem ist einiges geschehen:
In Gera läuft ein dreijähriges Pilotpro-
jekt für kommunales kostenfreies
WLAN, derzeit prüft die Landesregie-
rung auf Beschluss des Landtages, auf
welchen Landesimmobilien Freifunk in-
stalliert werden kann, um ein Bürger-
netz von unten zu stärken. 

In der Wirtschaftsförderung werden
mit dem umfassenden Breitbandaus-
bau die Grundlagen für landesweites
schnelles Internet gelegt und Sonder-
fördertöpfe für die „Wirtschaft 4.0“ ge-
bildet. Zudem wird noch im Jahr 2017
eine Digitalisierungsstrategie für Thü-
ringen aufgelegt. Doch reicht das, um
von einer Entwicklung für eine digitale
Gesellschaft zu sprechen?

Die Koalitionsfraktionen hatten da-
her eine Fachkonferenz veranstaltet,
um dem Themenfeld Digitale Gesell-

„Der durch den CDU-Landtags-
abgeordneten Mario Voigt erhobe-
ne Vorwurf, dass die Bedarfszu-
weisungen für notleidende Kom-
munen nach Parteibuch bewilligt
werden, ist haltlos und unver-
schämt. Ich fordere ihn auf, diesen
Vorwurf unverzüglich zurückzu-
nehmen“, sagte der Kommunalpo-
litiker der Fraktion DIE LINKE
Frank Kuschel.

Aus der Liste der Gemeinden
und Landkreise, die im Jahr 2016
Bedarfszuweisungen beantragt
und erhalten haben, geht klar her-
vor: 30 Gemeinden haben einen
parteilosen Bürgermeister, 14 Bür-
germeister sind Mitglieder der
CDU, neun Bürgermeister bzw.
zwei Landräte haben ein SPD-Par-
teibuch und lediglich zwei sind Mit-
glieder der LINKEN. „Herr Voigt
hätte sich mal in seiner eigenen
Fraktion erkundigen können. So
hat zum Beispiel die Gemeinde
Donndorf, deren Gemeindeober-
haupt die CDU-Landtagsabgeord-
nete Gudrun Holbe ist, im Jahr
2016 knapp 500.000 Euro Be-
darfszuweisungen erhalten“, so
der LINKE-Landtagsabgeordnete.

Dass überhaupt in der Größen-
ordnung einer dreistelligen Millio-
nensumme Bedarfszuweisungen
von Thüringer Kommunen, wie der
Gemeinde Donndorf mit gut 800
Einwohnern, beantragt worden sei-
en, „ist Beleg für die strukturelle
Schwäche der kommunalen Land-
schaft in Thüringen und das Ergeb-
nis der jahrelangen Blockadepoli-
tik der damals regierenden CDU.
Sie hat nachhaltige Reformschritte
zur Stärkung der kommunalen Lei-
stungsfähigkeit verhindert“.        

Haltlos und unverschämt

Gebietsreform - Chancen und Risiken in Bad Salzungen diskutiert
Der Start der Veranstaltungreihe

„Gebietsreform – Chancen und Risi-
ken“ der Thüringer Landtagsfrakti-
on DIE LINKE fand am 13. Dezember
in Bad Salzungen statt. 

Die Wahlkreisabgeordnete Anja Mül-
ler begrüßte die etwa 50 Gäste aus
Kommunalpolitik, Wirtschaft, Sozial-
verbänden und interessierten Bürge-
rinnen und Bürgern im Kurhausrestau-
rant. Der Kommunalexperte der Land-
tagsfraktion Frank Kuschel referierte
in einem Input-Vortrag über den aktu-
ellen Stand der Reform und die sich
aus dem Vorschaltgesetz ergebenden
Möglichkeiten für die Region zwischen
Treffurt und Kaltennordheim. 

Verwaltungsstrukturen und Gebiets-
körperschaften sollen durch die Refom
leistungsfähiger werden, um die kom-
munale Selbstverwaltung auch bei zu-
rückgehenden Mitteln garantieren zu
können. In der anschließenden zwei-
stündigen Diskussion wurden viele Fra-
gen gestellt, diskutiert und beantwor-
tet. So ist die Reform für die Thüringer
Rhön eine Möglichkeit, wieder in eine
gemeinsame Verwaltungsstruktur zu-

rückzukehren. Schwerpunkt der Dis-
kussion zur Kreisreform ist die Verfah-
rensweise der Rückkreisung von Eisen-
berg in den Wartburgkreis. 

Viel Gesprächs- und Vermittlungsbe-
darf sahen die Fragesteller bei dem
Übergang der Verwaltungsgemein-
schaften in Einheits- oder Landgemein-

den. Die Landtagsfraktion steht hierzu
gerne als Vermittler zwischen den Ak-
teuren vor Ort und der Landesebene
bereit, betonte Anja Müller zum Ab-
schluss der Diskussion. Die nächste
Veranstaltung findet am 12. Januar in
Saalfeld statt. 
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